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Deutscher Einsatz im
Neubewertung des Konflikts und neues Mand

In dieser Woche hat der Deutsche Bundestag mehrheitlich
für den Antrag der Bundesregierung auf „Fortsetzung der
Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an dem
Einsatz einer Internationalen Sicherheitsunterstützung
truppe in Afghanistan gestimmt. Nachdem Bundestag
präsident Norbert Lammert, in einer bis dahin ernst und
sachlich geführten Debatte, einige Mitglieder der Link
fraktion, die sich im Plenarsaal an einer geschäftsor
nungswidrigen Protestaktion beteiligten, des Saales ve
wies, verließ die Linksfraktion geschlossen den Raum und
beteiligte sich fortan nicht mehr an dieser für die Bu
republik Deutschland und für die im E
Soldatinnen und Soldaten bedeutenden Debatte im Deu
schen Bundestag. Sein Vorgehen sei "alternativlos", sagte
der Bundestagspräsident unter Hinweis auf einen B
schluss des Ältestenrates. Die CDU/CSU
Bundestagsfraktion unterstützte Lammert
gehen und verurteilte das Verhalten der Linksfraktion
scharf, da es der Verantwortung den Soldatinnen und
Soldaten einer Parlamentsarmee gegenüber nicht gerecht
werde. Dennoch ermöglichte der Bundestagspr
Zustimmung der übrigen Fraktionen es den Ausgeschlo
senen Abgeordneten sich wenigstens an der Abstimmung
zum Antrag der Bundesregierung zu beteiligen. Mit einer
großen Mehrheit von 429 Ja-Stimmen der Koalitionsfra
tionen und einer Mehrheit der SPD-Abgeordneten wurde
der Antrag der Bundesregierung schließ
genstimmen und 46 Enthaltungen in namentl
stimmung angenommen. Das Mandat sieht eine Anh
bung der Personalobergrenze um 850 auf 5.350 Soldati
nen und Soldaten vor. Von diesen sind 350 Soldatinnen
und Soldaten als flexible Reserve vorgesehen, insbeso
dere um auf besondere Situationen, zum Be
Absicherung der Parlamentswahlen, angemessen reagi
ren zu können. Mit dem neuen Mandat, das bis zum 28.
Februar 2011 gilt, wird Deutschland seine Anstrengungen
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ne des humanitären Völkerrechts“ zu
nach trägt die afghanische Regierung mit Unterstü
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Aus Plenum und Lobby

50. Bericht des Wehrbeauftragten

In dieser Woche wurde der 50. Bericht des Wehrbeauft-
ragten im Bundestag debattiert. Der Jahresbericht 2008
befasst sich im Schwerpunkt mit der Ausstattung der
Truppe und dem Sanitätsdienst. Der Wehrbeauftragte
nennt zudem Voraussetzungen für eine Verbesserung der
Attraktivität der Bundeswehr und des Soldatenberufes. Er
bedauert in diesem Zusammenhang, dass der Auftrag der
Soldatinnen und Soldaten in der Öffentlichkeit als Selbst-
verständlichkeit wahrgenommen und dass die soziale
Anerkennung des soldatischen Dienstes in der Gesellschaft
nicht hinreichend gewürdigt werde.

Kulturtourismus in Deutschland stärken

Ziel des in dieser Woche debattierten Antrages der Frak-
tionen der CDU/CSU und FDP Kulturtourismus in Deutsch-
land stärken ist es, das reichhaltige kulturelle Angebot in
Deutschland besser für den Kulturtourismus nutzbar zu
machen. Die Bundesregierung wird aufgefordert, zur Ver-
besserung der Zusammenarbeit zwischen der Kultur- und
der Tourismusbranche beizutragen und mangelndes ge-
genseitiges Verständnis abbauen zu helfen. Vorgeschlagen
werden u. a. ein gemeinsames Kulturtourismuskonzept,
die Auslobung eines Wettbewerbs "Kulturregion Deutsch-
land" und die Schaffung einer Plattform für kulturtouristi-
sches Marketing.

Mehr Mittel für CO2-Gebäudesanierung

Auf Antrag der christlich-liberalen Koalition hat der Haus-
haltsausschuss des Deutschen Bundestages in dieser Wo-
che die Mittel zur Förderung von Maßnahmen zur energe-
tischen Gebäudesanierung im Rahmen des CO2-Gebäude-
sanierungsprogramms der KfW-Förderbank um 400 Millio-
nen Euro erhöht. Die SPD-Fraktion, die dieses Programm
in den vergangenen Jahren in der Großen Koalition noch
mitgetragen hat, hat dem Erhöhungsantrag der christlich-
liberalen Koalition im Haushaltsausschuss nicht zuges-
timmt. Mit der beschlossenen Erhöhung steht im Haus-
haltsjahr 2010 ein Programmvolumen in Höhe von 1,5
Milliarden Euro zur Förderung von Maßnahmen zur Ener-
gieeinsparung und Reduzierung des CO2-Ausstosses bei
Wohngebäuden, in Großwohnsiedlungen und bei kommu-
nalen Einrichtungen, wie z.B. Schulen und Kindergärten,
zur Verfügung. Die im Entwurf der Bundesregierung für
2010 für das CO2-Gebäudesanierungsprogramm vorgese-
henen Mittel in Höhe von bereits 1,1 Milliarden Euro sind

nochmals um mehr als ein Drittel erhöht worden. Damit
hat die christlich-liberale Koalition auf Befürchtungen rea-
giert, dass das erfolgreiche Programm aufgrund fehlender
Mittel bereits im Sommer dieses Jahres gestoppt werden
müsse. Das C02-Gebäudesanierungs-programm ist zentra-
ler Bestandteil des Energie- und Klimaprogramms des
Bundes. Dabei sind sowohl die klima- und energiepoliti-
schen als auch die ökonomischen Wirkungen von heraus-
ragender Bedeutung.

Neues Landeskabinett nimmt Arbeit auf

Die neue CDU/FDP-Regierung des baden-
württembergischen Ministerpräsidenten Stefan Mappus
hat ihre Arbeit aufgenommen. Das Kabinett wurde an
diesem Mittwoch vom Landtag in Stuttgart mit der Mehr-
heit der CDU/FDP-Koalition bestätigt. Anschließend wur-
den die Regierungsmitglieder von Landtagspräsident Peter
Straub vereidigt. In der Villa Reitzenstein hat Ministerprä-
sident Stefan Mappus danach den Mitgliedern der Landes-
regierung die Ernennungsurkunden ausgehändigt. Der
Generalsekretär der CDU Baden-Württemberg und Vorsit-
zende der CDU-Landesgruppe Baden-Württemberg im
Deutschen Bundestag, Thomas Strobl, gratulierte den
Kabinettsmitgliedern im Namen der Landesgruppe und
freute sich auf die Fortsetzung der sehr guten und erfolg-
reichen Zusammenarbeit. Hintergrund: Neben dem Minis-
terpräsidenten nehmen auch die Mitglieder des Landeska-
binetts in unregelmäßigen Abständen an den Sitzungen
der Landesgruppe in der Landesvertretung Baden-
Württemberg in Berlin teil, um Themen, die sowohl bun-
des-, als auch landespolitische Bedeutung haben, zu erör-
tern.

Zitat:

«Im Deutschen Bundestag hat es in allen Legislaturperio-
den völlig unabhängig von den Mehrheitsverhältnissen
immer einen Konsens darüber gegeben, dass die Regeln
dieses Hauses ausnahmslos für alle gelten. Und wir haben
die Unverzichtbarkeit der strikten Einhaltung dieser Regel
auch im Bewusstsein der historischen Erfahrung für unab-
dingbar gehalten, dass ein deutsches Parlament an dem
leichtfertigen Umgang mit den selbst gesetzten Regeln
bereits einmal gescheitert ist.»

(Bundestagspräsident Norbert Lammert (CDU) am 26.2.
zum Ausschluss der Linksfraktion von der Sitzung)
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Daten und Fakten

 Familienunternehmer rentabler als andere
Unternehmen: Die großen familiengeführten
Unternehmen in Deutschland haben ihre finan-
zielle Stabilität in den vergangenen Jahren deut-
lich erhöht. 2007 konnten sie ihre Eigenkapital-
quote auf 30,8 Prozent erhöhen, während die
durchschnittliche Eigenkapitalquote aller Unter-
nehmen in Deutschland bei nur rund 20 Prozent
lag. Auch bei der Umsatzrentabilität lagen sie mit
3,8 Prozent deutlich über dem Durchschnitt
(2,3 Prozent).

Auch für die Zukunftsfähigkeit Deutschlands leis-
ten die großen Familienunternehmen einen wich-
tigen Beitrag: Ihre Investitionsquote für For-
schung und Entwicklung betrug 4,8 Prozent ge-
genüber dem Schnitt 3,9 Prozent aller FuE trei-
benden Unternehmen.

Von hoher Bedeutung sind große Familienunter-
nehmen zudem für den Arbeitsmarkt: Obwohl sie
nur 0,1 Prozent aller Unternehmen in Deutsch-
land ausmachen, sind 14 Prozent aller Beschäftig-
ten bei ihnen tätig.
(Quelle: BDI)

 Bevölkerung vertraut der Bundeswehr und
hat kaum Vorbehalte gegen ihren Einsatz
im Inneren: Die deutschen Streitkräfte erfreuen
sich in der Bevölkerung einer hoher Beliebtheit:
Etwa neunzig Prozent der Bundesbürger bringen
der Bundeswehr Vertrauen entgegen. Damit
nimmt die Bundeswehr neben der Polizei einen
Spitzenplatz ein. Die positive Einstellung gegenü-
ber der Bundeswehr ist in allen sozialen Schichten
gleichermaßen verbreitet.

Neun von zehn Bundesbürgern befürworten den
Einsatz der Bundeswehr zur Landesverteidigung
und zur Katastrophenhilfe. Rund 77 Prozent be-
fürworten darüber hinaus die Überwachung
deutscher Küsten und Hafenanlagen zum Schutz
vor terroristischen Angriffen. 71 Prozent sprechen
sich für den Einsatz der Bundeswehr im Landes-
inneren zum Schutz von öffentlichen Gebäuden
und sicherheitssensiblen Einrichtungen wie Kern-
kraftwerken und Chemiefabriken aus.
(Quelle: Sozialwissenschaftliches Institut der
Bundeswehr)

 Ausbildungspakt trotz Krise erfolgreich:
Trotz der Wirtschaftskrise ist die Lage am deut-
schen Ausbildungsmarkt insgesamt positiv. Zwar
ist die Zahl der neu abgeschlossenen Ausbil-
dungsverträge um 8,2 Prozent auf 566.000 zu-
rückgegangen, dennoch konnte jedem ausbil-
dungswilligen und –fähigen Jugendlichen ein An-
gebot auf Ausbildung oder Qualifizierung ge-
macht werden.

Insgesamt sind zum jetzigen Zeitpunkt noch
4.400 Bewerber unversorgt. Ihnen stehen jedoch
deutlich mehr offene Angebote zur Verfügung,
darunter allein 11.100 unbesetzte Plätze in der
Einstiegsqualifizierung.
(Quelle: Bundesagentur für Arbeit)

Terminhinweis:

Am 24. März 2010 macht der „nanoTruck“ Station in Wangen!

Die Nanotechnologie gilt als eine der chancenreichsten Technologien schlechthin. Die Informationskampagne des
Bundesministeriums für Bildung Forschung zur Nanotechnologie „nanoTruck – Hightech aus dem Nanokosmos“ holt
die Querschnittstechnologie aus den Laboren der Wissenschaft und stellt sie direkt den Menschen vor. Sie informiert
die Öffentlichkeit über die Chancen und potenziellen Auswirkungen der Nanotechnologie. Jungen Leuten – Schüle-
rInnen und Studierenden – zeigt der „nanoTruck“ neue Perspektiven für einen erfolgreichen Ausbildungs- und Be-

rufsweg in diesem ebenso spannenden wie aussichtsreichen Technologiefeld auf.

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung lädt Sie herzlich dazu ein, den „nanoTruck“ zu be-
suchen!

Weitere Informationen finden Sie unter www.nanotruck.de
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Terminvorschau

28.02.2010, 11.00 Uhr
Frühschoppen CDU Neuravensburg
Achberg-Esseratsweiler

01.-05.03. 2010
Sitzungswoche in Berlin

05.03.2010, 19.30 Uhr
Wahlkreismitgliederversammlung zur Aufstellung des
Landtagskandidaten für den Wahlkreis 69
Meckenbeuren

07.03.2010, 13.30 Uhr
57. Bezirksschützentag Oberschwaben
Eriskirch

08.03.2010, 11.00 Uhr
Besuch bei der Firma Müller Weingarten
Weingarten

WICHTIG: Nächste Bürgersprechstunde: 09. März 2010, 16.00 – 18.00 Uhr

in der Kreisgeschäftsstelle in Weingarten
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